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Die Autoren behandeln spezifische Methoden der allgemei­
nen Aufsicht als eines Zweigs der von der sowjetischen 
Staatsanwaltschaft ausgeübten obersten Aufsicht über die 
strikte Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit. Die 
Arbeit enthält folgende Hauptprobleme: die hauptsächlichen 
Stadien der allgemeinen Aufsicht; die Methoden der Aufrr 
deckung von Gesetzesverletzungen und der Umstände, die 
sie begünstigten; die Farmen des Reagierens auf Gesetzes­
verletzungen und die Umstände, die sie begünstigten; die 
Analyse der Wirksamkeit der allgemeinen Aufsicht und des 
Zustandes der Gesetzlichkeit.
Hervorzuheben ist die These der Verfasser, daß jedes Ver­
fahren der allgemeinen Aufsicht bis zur Feststellung seiner 
Wirksamkeit hingeführt werden muß, da sich die Tätigkeit 
des Staatsanwalts nicht im Reagieren auf Gesetzesverlet­
zungen erschöpft
Hinsichtlich der Aufdeckung von Gesetzesverletzungen neh­
men die Autoren eine Differenzierung der Quellen und 
Methoden vor, die auf wichtige inhaltliche Aspekte auf­
merksam macht: die Aufsicht des Staatsanwalts über die 
Einhaltung der Gesetze in der Tätigkeit der örtlichen So­
wjets; die Prüfung der Gesetzlichkeit von Rechtsakten der 
Verwaltungen, Betriebe und Organisationen; die Überprü­
fung der Einhaltung der Gesetze an Ort und Stelle; die 
Überprüfung persönlicher Erklärungen von Staatsfunktio­
nären und Bürgern über Ursachen von Gesetzesverletzun­

gen; die Durchführung von Untersuchungen und Revisio­
nen; die Auswertung von Materialien aus der gerichtlichen 
und der Untersuchungstätigkeit; Begegnungen und Ge­
spräche mit den Werktätigen sowie andere Hinweise aus 
der Bevölkerung. Die Autoren weisen darauf hin, daß die 
Verbindung der Staatsanwälte zu den Werktätigen nicht 
nur unter dem Gesichtspunkt der Auswertung von Maßnah­
men der allgemeinen Aufsicht und der Förderung gesell­
schaftlicher Aktivitäten zur Festigung der Gesetzlichkeit 
wichtig ist, sondern auch dazu dient, Anhaltspunkte für das 
Vorliegen von Gesetzesverletzungen zu gewinnen.
Als eine Form des Reagierens des Staatsanwalts auf Ver­
letzungen der Gesetzlichkeit heben die Autoren das öffent­
liche Auftreten der Staatsanwälte mit Vorträgen über den 
Zustand der Gesetzlichkeit sowie in Aussprachen mit Kol­
lektiven der Werktätigen hervor. Zugleich wird jedoch dar­
auf hingewiesen, daß diese Tätigkeit den Einsatz rechtliches 
Mittel, z. B. den Protest, nicht ersetzt Weiterer Diskussion 
bedarf aus der Sicht der Erfahrungen in der DDR der Platz 
des mündlichen Reagierens des Staatsanwalts auf Gesetzes­
verletzungen; es erscheint notwendig, hierzu objektive Kri­
terien auszuarbedten.
Sehr instruktiv sind die Darlegungen zur Analyse der Wirk­
samkeit der allgemeinen Aufsicht Die Autoren betonen, 
daß die Wirksamkeit notwendigerweise differenziert ana­
lysiert werden muß, z. B. hinsichtlich der konkreten Wir­
kungen einzelner Aufsichtsmaßnahmen in bestimmten Ob­
jekten und hinsichtlich der allgemeinen Wirkungen auf die 
Festigung des Zustands der Gesetzlichkeit in einem größe­
ren Bereich oder Territorium.
Dozent Dr. Frohmut M ü l l e r ,  Sektion III an der Akade­
mie für Staats- und Rechtswissenschaft der DDR
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